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1. EINLEITUNG 

Diese Mitteilung ist Teil der Mitteilung der Kommission „Eine erneuerte Sozialagenda: 
Chancen, Zugangsmöglichkeiten und Solidarität im Europa des 21. Jahrhunderts“. Sie schlägt 
die Stärkung eines der wichtigsten Instrumente zur Förderung der sozialen Entwicklung in der 
EU und den Mitgliedstaaten vor, nämlich der offenen Methode der Koordinierung (offene 
Koordinierungsmethode, OKM) in den Bereichen Sozialschutz und soziale Eingliederung 
(nachstehend: OKM Soziales). Diese 2000 als freiwillige Selbstbeurteilung auf Basis 
gemeinsamer Zielvorgaben eingeführte Methode ergänzt einen Komplex aus 
Rechtsvorschriften, Finanzinstrumenten (einschließlich des Europäischen Sozialfonds) und 
Koordinierungsverfahren (besonders die Lissabon-Strategie), die den sozialen Zusammenhalt 
und die Solidarität in der EU gefördert haben. 

In den letzten acht Jahren haben die Mitgliedstaaten die OKM Soziales bei der Koordinierung 
ihrer Anstrengungen genutzt, um alte und neue soziale Herausforderungen zu bewältigen und 
ihre Sozialschutzsysteme an die neuen sozialen Gegebenheiten anzupassen. Sie vereinbarten 
gemeinsame Ziele und einigten sich auf Indikatoren zur Ausrichtung ihrer Maßnahmen in den 
Bereichen soziale Eingliederung, Reform der Rentensysteme sowie Gesundheitsversorgung 
und Langzeitpflege. Während dieses Zeitraums hat sich die OKM Soziales bewährt durch 
Förderung des Voneinanderlernens, durch Förderung der stärkeren Einbeziehung der Akteure, 
durch Anregung zur Modernisierung der Sozialschutzsysteme, durch Schärfung des 
Bewusstseins für die vielfältigen Aspekte der Armut und der sozialen Ausgrenzung, durch 
Schaffung eines gemeinsamen Ansatzes für gemeinsame Herausforderungen und durch 
Lenkung der Aufmerksamkeit auf neu aufkommende gemeinsame Probleme.  

Die Erzielung von Ergebnissen bezüglich gemeinsamer Ziele – Bekämpfung von Armut und 
gesellschaftlicher Ausgrenzung, Sicherung angemessener und tragfähiger Renten, 
Gewährleistung gerechten Zugangs zur Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege – bleibt 
jedoch eine Herausforderung. Ein offener Koordinierungsprozess auf Grundlage einer 
freiwilligen Zusammenarbeit zahlreicher unterschiedlicher Mitgliedstaaten kann 
definitionsgemäß in einem begrenzten Zeitraum keine weitreichenden Ergebnisse zeitigen. 
Eine Vielzahl schriftlicher und mündlicher Stellungnahmen im Ausschuss für 
Sozialschutz (SPC) und seitens aller relevanten Akteure1 zeigt jedoch einen breiten Konsens 
darüber, dass mehr getan werden kann und sollte, um das Potenzial der OMK Soziales voll 
auszuschöpfen.  

In der vorliegenden Mitteilung wird vorgeschlagen, die OKM Soziales durch Verbesserung 
der Außenwirkung und der Arbeitsmethoden zu stärken, ihre Verbindungen zu anderen 
Politikbereichen auszubauen, ihre Analyseinstrumente und die Evidenzbasis zu verbessern 
und die Akzeptanz in den Mitgliedstaaten durch Peer Reviews, Voneinanderlernen und 
Einbeziehung aller relevanten Akteure anzuregen. Diese Stärkung wird insbesondere durch 
die schrittweise Einführung einiger der im Rahmen der Lissabon-Strategie angewandten 
Verfahren im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten erreicht werden. Dieser Ansatz wird 
unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips und der Freiwilligkeit der OKM neue Impulse 
geben für die Entwicklung der nationalen Politikanalyse und Politikgestaltung. Gleichzeitig 
wird sie, wie vom Europäischen Rat im März 2008 gefordert, die Effizienz und die 
Außenwirkung der sozialen Dimension der EU als Bestandteil der Lissabon-Strategie 

                                                 
1 Einzelheiten sind der Folgenabschätzung zu entnehmen. 
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verbessern und eine stärkere Verzahnung der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
sicherstellen.  

2. ENTWICKLUNG UND WICHTIGSTE ERRUNGENSCHAFTEN DER OKM SOZIALES 

Die Gesamtbewertung der OKM Soziales durch die Mitgliedstaaten und Akteure ist 
weitgehend positiv. Sie ist als ein Instrument zur Förderung des Fortschritts im sozialen 
Bereich und als ein innovatives Werkzeug des Europäischen Regierens anerkannt2. Sie hat die 
Reform vorangebracht, den Willen zur Zusammenarbeit und die Bereitschaft gefördert, bei 
der Suche nach den besten Lösungen zur Verwirklichung des sozialen Fortschritts 
voneinander zu lernen, ohne die Verpflichtung, einen „gemeinsamen Mindeststandard“ 
festzulegen. Regelmäßige Überprüfungen ihrer politischen Auswirkungen und der 
Wirksamkeit ihrer Arbeitsmethoden erfolgen im Rahmen des Ausschusses für 
Sozialschutz (SPC), im Dialog mit Akteuren der Zivilgesellschaft und Sozialpartnern und in 
regelmäßigen Berichten unabhängiger Sachverständiger. 

Die OKM Soziales ist seit ihrer Einführung im Jahre 2000 grundlegend reformiert worden. Im 
Jahre 2005 wurden die drei Koordinierungsprozesse (soziale Eingliederung, angemessene und 
tragfähige Altersversorgung sowie hochwertige und nachhaltige Gesundheitsversorgung und 
Langzeitpflege) zu einer einzigen OKM im Bereich Soziales zusammengefasst3. Es wurden 
gemeinsame Zielsetzungen festgelegt und vom Europäischen Rat aktualisiert; dieser bestätigte 
ihre Gültigkeit auf der Frühjahrstagung 2008 (siehe Anhang 1). Der Ausschuss für 
Sozialschutz (SPC) vereinbarte Indikatoren – sowohl übergreifende als auch spezifische für 
die drei Bereiche – zur Prüfung der Fortschritte im Hinblick auf die gemeinsam vereinbarten 
Ziele (siehe Anhang 2).  

Außerdem wurde der Prozess als ein Dreijahreszyklus mit vereinfachter Berichterstattung 
ausgestaltet. Die Mitgliedstaaten legen im ersten Jahr nationale Strategieberichte vor, die in 
einem Gemeinsamen Bericht des Rates und der Kommission über Sozialschutz und soziale 
Eingliederung zusammengefasst werden. Dieser „Gemeinsame Bericht“ umfasst gesonderte 
Länderprofile, in denen die vorrangigen Themen und nationalen Herausforderungen 
hervorgehoben werden. In den dazwischen liegenden Jahren – ohne Berichterstattung – sind 
eingehende Analysen und wechselseitiges Lernen zu den vorrangigen Themen vorgesehen.  

Die Straffung der OKM Soziales hat zu einer stärkeren Fokussierung auf die 
Politikumsetzung und einer positiven Wechselwirkung mit der erneuerten Lissabon-Strategie 
für Wachstum und Beschäftigung geführt. Die nationalen Berichte 2006 waren eher 
strategisch ausgerichtet und beschäftigten sich schwerpunktmäßig mit einer begrenzten 
Auswahl von Prioritäten und kohärenten Ansätzen zur Erreichung der gemeinsamen Ziele. 
Der Gemeinsame Bericht 2007 ergab, dass die Gesamtbetrachtung aller gemeinsamen 
sozialen Ziele zur Verbesserung der Kohärenz und Effizienz der Politik beiträgt. Außerdem 
trug der neue Zyklus zu einer umfassenderen Analyse bei und förderte den Lernprozess zu 
den zentralen Prioritäten. Der Gemeinsame Bericht 2008 konzentrierte sich auf die Themen 
Kinderarmut, Zugang zu Gesundheitsleistungen, Entwicklung des Bedarfs an Langzeitpflege, 

                                                 
2 In der Folgenabschätzung wird ausführlich über die wissenschaftliche und öffentliche Diskussion zur 

OKM Soziales berichtet.  
3 Zusammenarbeiten, zusammen mehr erreichen: ein neuer Rahmen für die offene Koordinierung der 

Sozialschutzpolitik und der Eingliederungspolitik in der Europäischen Union“, KOM(2005) 706 endg. 
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Verlängerung des Erwerbslebens und private Altersversorgung, was die Ergiebigkeit des 
neuen Ansatzes bestätigt. 

3. ERFORDERLICHE STÄRKUNG DER OKM SOZIALES  

Diese positiven Ergebnisse der OKM ändern nichts an der Notwendigkeit einer Stärkung der 
Methode, insbesondere, um die Ergebnisse bezüglich der vereinbarten gemeinsamen 
Zielvorgaben und einer besseren Nutzung der vereinbarten Indikatoren zu verbessern. Trotz 
des Engagements des Europäischen Rates vom Jahr 2000, „die Beseitigung der Armut 
entscheidend voranzubringen“, gibt es keine Anzeichen für einen Gesamtrückgang der 
Armutsquoten in der EU. 16 % der EU-Bürger (78 Millionen) sind von Armut bedroht. Bei 
den Kindern ist das Risiko noch höher, nämlich 19 %. Die Reformen der 
Altersversorgungssysteme haben das Risiko einer unangemessenen Altersversorgung für 
künftige Generationen nicht beseitigt, und die gesundheitlichen Ungleichheiten (kürzeres 
Leben, schlechterer Gesundheitszustand in benachteiligten Gruppen) bestehen weiter.  

Die Suche nach Lösungen für diese Probleme fällt gemäß dem Subsidiaritätsprinzip in erster 
Linie in die Zuständigkeit der nationalen Behörden. Wie ihre Ergebnisse zeigen, war die 
OKM ein Katalysator für Reformen in den Mitgliedstaaten; nach dem im Folgenden 
dargestellten Konzept kann sie sogar noch an Effektivität gewinnen.  

3.1. Mehr politisches Engagement und Außenwirkung 

Die Lissabon-Strategie als Muster 

Die erneuerte Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung mit ihrer Ausrichtung 
auf die Umsetzung und ihren fortschrittlichen ordnungspolitischen Maßnahmen unter 
Einbeziehung der Mitgliedstaaten, der Kommission, des Ministerrates und des Europäischen 
Parlaments in ein Partnerschaftskonzept dient gleichzeitig als Muster und als zentraler 
Bezugspunkt für die Verstärkung der OKM Soziales. Der Erfolg der Lissabon-Strategie mit 
den in den letzten Jahren erzielten wirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen 
Ergebnissen zeigt, dass ein starkes politisches Engagement auf höchster Ebene, koordinierte 
Reformbemühungen und Peer Review konkrete und sichtbare Erfolge zeitigen können.  

Eine der Stärken der Wachstums- und Beschäftigungsstrategie liegt darin, dass sie auf einem 
Partnerschaftskonzept beruht und durch eine gemeinsam vereinbarte politische Agenda 
bestimmt ist. Zudem wird ihr hoch entwickelter methodologischer Rahmen durch eine 
Kombination von Indikatoren und quantitativen Zielvorgaben ergänzt, was die Überprüfung 
politischer Maßnahmen effektiver, transparenter und glaubwürdiger macht. Auf dieser 
Grundlage nimmt die Kommission eine systematische Bewertung der von den einzelnen 
Ländern erzielten Fortschritte vor und gibt länderspezifische Empfehlungen bzw. Hinweise 
auf Schwachstellen. Diese Vorschläge ermöglichen es den Mitgliedstaaten, im Europäischen 
Rat und im Ministerrat zu einem Konsens über die besten politischen Maßnahmen auf 
europäischer und nationaler Ebene zu gelangen. Außerdem erleichtert der Nachdruck auf 
leicht fassbaren Zielvorgaben das Verständnis und die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für 
den Prozess.  

Die Bedeutung der positiven Wechselwirkung zwischen der OKM Soziales und der Lissabon-
Strategie wurde in der Mitteilung der Kommission über die offene Koordinierungsmethode 
aus dem Jahre 2005 hervorgehoben: „Die OKM sollte die überarbeitete Lissabon-Strategie 
flankieren und mit ihr in einer engen Wechselwirkung stehen, d. h. sie soll einwirken auf die 
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Wachstums- und Beschäftigungsziele, während die Lissabon-Programme ihrerseits auf die 
Ziele im Bereich sozialer Zusammenhalt ausstrahlen, also zu deren Realisierung beitragen 
sollen.“ Mehr Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen waren als solche nicht 
ausreichend, um die erhofften Ergebnisse im Hinblick auf die Armutsbekämpfung und die 
Verbesserung der Lebensverhältnisse der Schwächsten zu erzielen. Folglich hat der 
Europäische Rat im März 2008 bekräftigt, „wie wichtig die soziale Dimension der EU als 
Bestandteil der Lissabon-Strategie“ ist, und hervorgehoben, dass die Wirtschafts-, die 
Beschäftigungs- und die Sozialpolitik stärker miteinander verzahnt werden müssen4.  

Es erscheint deshalb logisch, im Rahmen der OKM Soziales schrittweise einige der Methoden 
und Ansätze anzuwenden, die im Rahmen der erneuerten Lissabon-Strategie für Wachstum 
und Beschäftigung angewandt werden. Es würde die Wirksamkeit der OKM Soziales 
verstärken. Die Umsetzung nationaler Politiken zur Erreichung der gemeinsamen sozialen 
Zielsetzungen würde gefördert, Engagement und Sichtbarkeit würden verbessert. Im Einklang 
mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates würde ein größerer Input in die 
Lissabon-Strategie erfolgen und es würde eine optimale Wechselwirkung zwischen 
Beschäftigung, Wachstum und Sozialpolitik sichergestellt. Gleichzeitig wäre dieser Ansatz 
voll mit dem Subsidiaritätsprinzip und der Freiwilligkeit der offenen Koordinierungsmethode 
vereinbar. Dies zeigt sich in anderen Bereichen der offenen Koordinierung (Bildung und 
Beschäftigung), für die Zielvorgaben der EU festgelegt wurden, etwa für Erwerbsquoten, 
Schulabbrecher, lebenslanges Lernen, und die wesentlich zur Dynamik der Lissabon-Strategie 
beitragen. 

Zielvorgaben 

Die Mitgliedstaaten haben sich schon auf eine Reihe von Indikatoren in den Bereichen 
Sozialschutz und soziale Ausgrenzung geeinigt (siehe Anhang 2) und diese sind als Basis für 
die Einführung quantitativer Ziele hinreichend aussagekräftig. Dies ist insbesondere als 
anzunehmen bei dem Ziel „die Beseitigung der Armut entscheidend voranzubringen“. Trotz 
dieses Engagements des Europäischen Rates im Jahre 2000 bleibt hier noch viel zu tun. Ziele 
würden eine neue Dynamik einbringen; sie könnten sowohl bezüglich der Verringerung der 
Armut im Allgemeinen als auch im Hinblick auf bestimmte Formen der Armut, wie die 
Kinderarmut formuliert werden, die derzeit drei Prozentpunkte über der Armutsquote für die 
Gesamtbevölkerung liegt (19 % gegenüber 16 %), und betrifft in manchen Ländern jedes 
vierte Kind, Erwerbstätigenarmut, die 8 % der Erwerbstätigen trifft und im Wachsen begriffen 
ist; andauernde, Langzeit-Armut, für die bald aussagekräftige Indikatoren vorliegen werden; 
und Armut älterer Menschen (65+), die auch ein Indikator für angemessene Altersversorgung 
ist. 

Da die künftige Rentengerechtigkeit aufmerksam zu beobachten ist, könnte ein Ziel für die 
Reform der Altersversorgungssysteme an ein Mindesteinkommen geknüpft werden, das 
durch private oder gesetzliche Renten erzielt wird. Die Erreichung der Ziele im Bereich 
Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege könnte durch Zielvorgaben bezüglich des 
Zugangs und der Qualität der Gesundheitsversorgung und der Pflege unterstützt werden. 
Außerdem könnten Zielvorgaben bezüglich des Gesundheitszustands eingeführt werden, z. B. 
zur Steigerung der Lebenserwartung (bei der in den Mitgliedstaaten Unterschiede von bis zu 
13 Jahren für Männer und 7 Jahren für Frauen zu verzeichnen sind) und der Lebenserwartung 

                                                 
4 Im Binnenmarktbericht vom November 2007 wurde ein solcher integrierter Ansatz ebenfalls gefordert 

und betont, dass Marktöffnung und soziale Reformen Hand in Hand gehen sollten. Siehe: Ein 
Binnenmarkt für das Europa des 21. Jahrhunderts. KOM (2007) 724 endg. vom 20.11.2007. 
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bei guter Gesundheit sowie zur Verringerung der Säuglingssterblichkeit (die in einigen 
Mitgliedstaaten noch immer bei etwa 10 je 1000 Lebendgeburten liegt). Der 
Gesundheitszustand ist entscheidend für eine aktive Arbeitsmarktbeteiligung, eine 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit und die Verringerung der Armut. 

Die Einführung dieser quantifizierten Zielvorgaben, gestützt auf die gemeinsam vereinbarten 
Indikatoren und aussagekräftige Analyseinstrumente, wird den Mitgliedstaaten helfen, ihr 
Engagement fortzusetzen und konkreter auf die Erreichung der gemeinsamen Ziele 
hinzuarbeiten. Um ihrer Unterschiedlichkeit, dem besonderen nationalen Kontext und 
unterschiedlichen Ausgangspunkten Rechnung zu tragen, könnten die Mitgliedstaaten 
nationale Zielvorgaben festlegen.  

Die nationalen Zielvorgaben könnten Teil einer an unterschiedlichen Pfaden orientierten 
Differenzierung sein und die Zusammenarbeit von Gruppen von Ländern mit ähnlichen 
Situationen oder Problemen ermöglichen. Diese Methode wird schon bei der Flexicurity im 
Rahmen der Lissabon-Strategie angewandt und wurde in gewissem Umfang 2007 bei einer 
thematischen Analyse zur Kinderarmut verwendet. Die bis jetzt gemachten Erfahrungen sind 
zwar noch begrenzt, sie legen jedoch nahe, dass diese Methode eine gute Basis für 
maßgeschneiderte politische Analysen und Empfehlungen darstellt und realistischerweise eine 
Verbindung zwischen einzelnen Mitgliedstaaten und gemeinsamen Zielen herstellen kann. 
Die Kommission wird die Erschließung von Pfaden und die Ausarbeitung von gemeinsamen 
Grundsätzen im Rahmen der OKM – analog zu ihren vom Europäischen Rat im Dezember 
2007 angenommenen Vorschlägen zur Flexicurity – sondieren. 

Empfehlungen der Kommission 

Die Diskussionen im Ausschuss für Sozialschutz decken eine ganze Reihe von Themen im 
Bereich Sozialschutz und soziale Eingliederung ab. Die im Zusammenhang mit der OKM 
stehenden Themen könnten durch Formalisierung einer Konvergenz der Standpunkte weiter 
konsolidiert werden, wenn sich dies anbietet. Die Kommission wird hierzu beitragen, indem 
sie gegebenenfalls Empfehlungen gemäß Artikel 211 EG-Vertrag erlässt, in denen sie 
gemeinsame Grundsätze niederlegt, die als Grundlage für Monitoring und Peer Review 
herangezogen werden können. Eine Zustimmung auf politischer Ebene durch die anderen 
Organe wird diesen gemeinsamen Grundsätzen Kraft und Sichtbarkeit verleihen. Die 
Kommission plant einen schrittweisen Ausbau dieses Ansatzes, aufbauend auf den 
Erfahrungen mit der Empfehlung über die aktive Eingliederung, die sie im Oktober 2008 als 
Grundlage für Schlussfolgerungen des Rates und eine Entschließung des Europäischen 
Parlament vorzulegen beabsichtigt. 

Bessere Berichterstattung, Kommunikation und Verbreitung 

Auf der Grundlage des oben dargestellten Ansatzes wird die Kommission ihre Fähigkeit 
zur Bewertung und Überwachung der Fortschritte auf EU- und nationaler Ebene 
verbessern. Die verstärkte Überwachung sollte in dem regelmäßig erstellten Gemeinsamen 
Bericht des Rates und der Kommission über Sozialschutz und soziale Eingliederung 
berücksichtigt werden, der die Grundlage für den Beitrag des EPSSCO-Rates (Beschäftigung, 
Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz) zur Frühjahrstagung des Europäischen 
Rates bildet. Das Europäische Parlament wird regelmäßig unterrichtet. Außerdem wird die 
Kommission den alljährlich gemäß Artikel 143 EG-Vertrag erstellten Bericht über die soziale 
Lage nutzen, um den anderen Institutionen ihre eigene Bewertung aktueller Trends und der 
Fortschritte auf dem Weg zur Verwirklichung der gemeinsamen Ziele mitzuteilen und damit 
die politische Debatte auf eine breitere Basis zu stellen und reicher zu gestalten. Die 
Mitgliedstaaten werden aufgefordert, alle drei Jahre in integrierter Weise über die im Rahmen 
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der OKM erzielten Fortschritte zu berichten, vorbehaltlich künftiger Aussprachen zur Zukunft 
der Lissabon-Strategie. 

Die Kommunikation und Verbreitung der Ergebnisse wird effektiver gestaltet werden 
durch die ständige Weiterentwicklung einer proaktiven Kommunikationsstrategie, die alle 
vom Programm PROGRESS gebotenen Möglichkeiten nutzt. Dies ist ein fester Bestandteil 
der OKM Soziales, im Interesse der Förderung des Wissensaustauschs, der Anregung eines 
„positiven Wettbewerbs“ zwischen Peers und der Nachhaltigkeit der Mobilisierung und des 
Engagements. Die Kommission wird insbesondere ihre Anstrengungen verstärken, um die 
Informationen über die Errungenschaften der OKM Soziales gut zugänglich, verständlich und 
nützlich zu gestalten. Die neu gestaltete Website Sozialschutz und soziale Eingliederung5 
wird dabei ein wichtiges Instrument sein.  

3.2. Verstärkung der positiven Wechselwirkung mit anderen EU-Politiken 

Mainstreaming  

Wie in der Mitteilung der Kommission über eine ganzheitliche, übergreifende erneuerte 
Sozialagenda betont, ist allgemein anerkannt, dass sozialpolitische Erwägungen auch 
anderweitig überall in die EU-Politik einbezogen werden müssen (Wettbewerb, 
Binnenmarkt, Wirtschaftspolitik, Gesundheit, Einwanderung, Handel, Landwirtschaft, usw.). 
Die Kommission wird ihre eigenen Bemühungen um aussagekräftige Folgenabschätzungen zu 
jeder neuen politischen Initiative fortsetzen und in diesem Zusammenhang den sozialen 
Auswirkungen besondere Aufmerksamkeit schenken. Der Ausschuss für Sozialschutz hat 
dem Mainstreaming sozialer Zielsetzungen schon wachsende Aufmerksamkeit gewidmet und 
dabei auch die spezifischen in der EU schon im Zusammenhang mit dem Gender 
Mainstreaming6 (Gleichstellung der Geschlechter) gewonnenen Erfahrungen genutzt. Die 
Kommission wird weiter mit dem Ausschuss für Sozialschutz zusammenarbeiten, um die 
gemeinsame Kapazität zur Folgenabschätzung zu stärken.  

Horizontale Koordinierung 

Die OKM Soziales ist zunehmend zu einem Bezugspunkt für ein breites Spektrum von 
sozialen Fragen geworden, die ganz oben auf der Agenda der Mitgliedstaaten stehen und 
unterschiedliche Politikbereiche betreffen, wie etwa die sozialen Auswirkungen der 
Migration; die soziale Eingliederung ethnischer oder benachteiligter Minderheiten, etwa der 
Roma-Gemeinschaften; Armut im ländlichen Raum; Langzeitpflege und soziale 
Eingliederung behinderter Menschen; soziale Folgen des Klimawandels, 
Umweltschädigungen und die Entwicklung der Energiepreise; Bildungsbenachteiligungen 
und ungleichen Zugang zur beruflichen Weiterbildung und zum lebenslangen Lernen; 
finanzielle Bildung und Zugang zu grundlegenden Finanzdienstleistungen; „digitale Kluft“ 
und soziale Ausgrenzung; aktives Altern und Solidarität zwischen den Generationen.  

Die Ausweitung der OKM Soziales auf übergreifende Fragen hat deren Bedeutung und ihre 
Auswirkungen deutlich verstärkt und den Weg für eine bessere horizontale Koordinierung 
geebnet. Es kam zu einer fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuss für 
Sozialschutz und anderen einschlägigen Ausschüssen wie dem Beschäftigungsausschuss und 
dem Ausschuss für Wirtschaftspolitik, die weiter verstärkt werden sollte. Gleiches gilt für den 

                                                 
5 http://ec.europa.eu/employment_social/spsi/common_objectives_de.htm 
6 Gemäß Artikel 3 Absatz 2 EG-Vertrag hat die EU bei allen Tätigkeiten Ungleichheiten zu beseitigen 

und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern. 
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laufenden Prozess der Entwicklung von Synergien mit eng verbundenen Politikbereichen, wie 
der OKM zur allgemeinen und beruflichen Bildung, der EU-Gesundheitsstrategie7 und der 
Europäischen Agenda für die Integration von Zuwanderern. Die Kommission wird weiter 
Wege suchen, um die Koordinierung zwischen dem Ausschuss für Sozialschutz und 
anderen Ausschüssen und hochrangigen Gruppen zu verstärken; sie wird auch die Effizienz 
ihrer eigenen ständigen dienststellenübergreifenden Gruppe zum Thema Mainstreaming von 
sozialer Eingliederung und Sozialschutz sicherstellen. 

3.3. Verbesserung der Analyseinstrumente 

Das Programm PROGRESS wird die Verbesserung der statistischen Kapazitäten und der 
Datenerhebung unterstützen, insbesondere in Bereichen, in denen vergleichbare Daten fehlen 
oder unzureichend sind. So müssen z. B. EU-weite Erhebungen überarbeitet werden, um 
materielle Deprivation (einschließlich der „digitalen Ausgrenzung“), Haushaltsvermögen, die 
Situation von Migranten, den Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand besser zu 
erfassen; Daten zur Lebenserwartung nach sozioökonomischem Status zu erheben; die 
Verfügbarkeit und Analyse von nach Geschlecht aufgeschlüsselten Daten zu verbessern.  

Das Programm PROGRESS wird auch die Erhebung über Gesundheit, Altern und Ruhestand 
und die neue Europäische Haushaltserhebung sowie eingehende Analysen zu spezifischen 
Themen fördern und damit die Mitgliedstaaten bei der Verbesserung ihrer Politiken in 
besonders kritischen Bereichen unterstützen. Eine stärkere Einbindung der Wissenschaft 
und der Ausbau der Verbindungen zu anderen Forschungsaktivitäten innerhalb der 
Kommission und der internationalen Organisationen wird weiter zur Entwicklung von 
wissens- und evidenzbasierten politischen Strategien beitragen. 

3.4. Bessere Akzeptanz durch gegenseitige Überprüfung (Peer Review), 
Voneinanderlernen und Einbeziehung aller relevanten Akteure  

Gegenseitige Überprüfung („Peer Reviews“) 

Peer Reviews haben sich als nützliche und bereichernde Instrumente zur Verbesserung des 
wechselseitigen Lernens erwiesen. Sie sollten im Rahmen der OKM Soziales stärker und 
strategischer eingesetzt werden. Bessere Hintergrundinformationen, eine stabilere analytische 
Grundlage und eine umfassende Verbreitung der Ergebnisse würden zum Erkennen bewährter 
Verfahren beitragen und den Austausch von Strategien erleichtern. Auch die stärkere 
Einbindung von Beamten auf lokaler und regionaler Ebene wäre wichtig. Die Kommission 
wird gemeinsam mit dem Ausschuss für Sozialschutz prüfen, wie die Modalitäten der Peer-
Reviews-Runde 2009 erweitert werden können.  

Neue Instrumente für das Voneinanderlernen 

Das Programm PROGRESS gibt Unterstützung bei der Erprobung neuer Instrumente für 
das Voneinanderlernen und den Austausch über bewährte Verfahren, d. h. befristete 
Projekte für die Zusammenführung und den Transfer von Fachkenntnissen; Fortbildungen zur 
strategischen Planung, Mainstreaming, Koordinierung, Einbeziehung von Akteuren, 
Überwachung und Bewertung im Rahmen der OKM Soziales. PROGRESS kann auch bei der 
Entwicklung einer „sozialen Erprobung“ als Mittel zur Prüfung innovativer Ideen vor 

                                                 
7 Der Indikator der Lebenserwartung bei guter Gesundheit in der Lissabon-Strategie ist ein Beispiel für 

die Einbeziehung der sozialen und wirtschaftlichen Dimensionen einer besseren Gesundheit. 
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Einleitung groß angelegter sozialer Programme helfen, etwa in den Bereichen 
Mindesteinkommen, Familienleistungen oder Langzeitpflege; das Programm unterstützt die 
Untersuchung, Verbreitung und Evaluierung von Projekten zur sozialen Erprobung.  

Einbeziehung aller relevanten Akteure 

Regionale und lokale Behörden sollten stärker in den EU-Prozess für Sozialschutz und 
soziale Eingliederung einbezogen werden. Derzeit ist ihre Beteiligung in den meisten 
Mitgliedstaaten noch begrenzt. Mehrere Länder haben erhebliche Fortschritte bei der 
Einbeziehung der Zivilgesellschaft und anderer relevanter Akteure in der Phase der 
Politikplanung gemacht; in der Durchführungsphase wird dies jedoch selten fortgeführt. Die 
Erfahrung zeigt, dass die Koordinierung und die Beteiligung aller relevanten Akteure im 
gesamten Verlauf des Politikzyklus für eine wirksame Umsetzung von wesentlicher 
Bedeutung sind. Die Kommission schlägt vor, diese Lenkungsaspekte verstärkt zum 
Gegenstand des Bemühens um das Voneinanderlernen im Rahmen der OKM Soziales zu 
machen. Die Kommission wird auf dieser Grundlage freiwillige Leitlinien für die 
Mitgliedstaaten ausarbeiten.  

4. ZUSAMMENFASSUNG UND FAZIT 

Um das Potenzial der OMK Soziales voll auszuschöpfen, wurden in der vorliegenden 
Mitteilung eine Reihe von Bereichen dargestellt, in denen die Methode verbessert, verstärkt 
oder weiter entwickelt werden kann. Diese Maßnahmen sind vier Zielen zugeordnet: erstens, 
mehr politisches Engagement und Außenwirkung des Prozesses; zweitens, Verstärkung der 
positiven Wechselwirkung mit anderen EU-Politiken; drittens, Verbesserung der 
Analyseinstrumente zur Untermauerung des Prozesses, mit Blick auf die Festlegung 
quantifizierter Zielvorgaben und die Förderung faktengestützter politischer Strategien; 
viertens, stärkere Akzeptanz in den Mitgliedstaaten durch Einführung und Verstärkung des 
Voneinanderlernens. 

Einige Maßnahmen laufen auf die Konsolidierung bestehender Praktiken hinaus. Andere, 
insbesondere die Zielvorgaben, erfordern wesentlichere Änderungen und die Herbeiführung 
eines Konsenses zwischen Mitgliedstaaten und Akteuren. Die Kommission beabsichtigt 
deshalb ein schrittweises Vorgehen, dessen Abfolge und notwendige Rangfolge mit den 
Mitgliedstaaten und anderen maßgeblichen Akteuren erörtert werden soll. 

Eine verstärkte OKM auf dem Gebiet Sozialschutz und soziale Eingliederung wird einen 
wichtigen Beitrag zur Durchführung der erneuerten Sozialagenda darstellen und das erneuerte 
Engagement für ein soziales Europa untermauern. 
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ANHANG 1 

ZIELE DER OKM FÜR SOZIALSCHUTZ  

UND SOZIALE EINGLIEDERUNG 

Die übergreifenden Ziele der offenen Koordinierungsmethode im Bereich des 
Sozialschutzes und der sozialen Integration bestehen in der Förderung 
– a) des sozialen Zusammenhalts, der Gleichstellung von Mann und Frau und der 

Chancengleichheit für alle durch angemessene, zugängliche, finanziell tragfähige, 
anpassungsfähige und effiziente Sozialschutzsysteme und Maßnahmen für die soziale 
Eingliederung; 

– b) einer wirksamen Interaktion zwischen den Lissabon-Zielen „stärkeres 
Wirtschaftswachstum“, „mehr und bessere Arbeitsplätze“ und „größerer sozialer 
Zusammenhalt“, unter Einbeziehung der EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung; 

– c) von Good Governance, Transparenz und Einbeziehung von Interessengruppen bei der 
Gestaltung, Umsetzung und Überwachung politischer Maßnahmen. 

Die folgenden Ziele betreffen verschiedene Arbeitsbereiche: 

Entscheidendes Voranbringen der Beseitigung von Armut und Ausgrenzung durch 
Gewährleistung 

– d) des Zugangs aller zu den für die Beteiligung an der Gesellschaft notwendigen 
Ressourcen, Rechten und Dienstleistungen; der Verhütung und Bekämpfung von 
Ausgrenzung und des Kampfs gegen jegliche Form von Diskriminierung, die wiederum zu 
Ausgrenzung führt; 

– e) der aktiven sozialen Eingliederung aller, sowohl durch Förderung der 
Arbeitsmarktbeteiligung als auch durch Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung; 

– f) einer soliden Koordinierung der Politik der sozialen Eingliederung, unter Einbeziehung 
aller Regierungsebenen und einschlägigen Akteure, darunter auch Menschen, die in Armut 
leben; einer effizienten und wirksamen Gestaltung dieser Politik und der Einbeziehung in 
alle relevanten Politikbereiche, einschließlich Wirtschafts-, Haushalts-, Bildungs- und 
Berufsbildungspolitik und Strukturfondsprogramme (insbesondere ESF). 

Angemessene und nachhaltige Renten durch Gewährleistung 
– g) eines angemessenen Renteneinkommens für alle und den Zugang zu Renten, die es den 

Menschen erlauben, im Ruhestand einen angemessenen Lebensstandard zu bewahren, im 
Geist der Solidarität und Generationengerechtigkeit; 

– h) der finanziellen Tragfähigkeit der öffentlichen und privaten Altersversorgungssysteme 
angesichts der angespannten öffentlichen Haushaltslage und der Alterung der Bevölkerung 
und im Kontext der an drei Punkten ansetzenden Strategie zur Bewältigung der 
finanziellen Auswirkungen einer alternden Bevölkerung, vor allem durch: Verlängerung 
des Arbeitslebens und Förderung des aktiven Alterns, einen angemessenen und sozial 
gerechten Ausgleich von Beiträgen und Leistungen und die Förderung der 
Erschwinglichkeit und Sicherheit kapitalgedeckter und privater Systeme; 
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– i) transparenter Altersversorgungssysteme, angepasst an die Bedürfnisse und Erwartungen 
von Frauen und Männern, die Anforderungen der modernen Gesellschaft, die Zwänge der 
demografischen Alterung und des Strukturwandels, dass die Menschen die zur 
Ruhestandsplanung erforderlichen Informationen erhalten und dass 

– Reformen auf der Basis eines möglichst breiten Grundkonsenses durchgeführt werden. 

Eine allen zugängliche, hochwertige und nachhaltige Gesundheitsversorgung und 
Langzeitpflege  
durch Sicherstellung 
– j) des Zugangs aller zu einer angemessenen Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege, 

wobei die Pflegebedürftigkeit nicht zu Armut und finanzieller Abhängigkeit führen darf, 
und Vorgehen gegen Ungleichheiten beim Zugang zur Pflege und bei den 
Gesundheitsergebnissen; 

– k) der Qualität der Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege und Anpassung der 
Pflegesysteme, einschließlich der Entwicklung der präventiven Pflege, an die sich 
wandelnden Erfordernisse und Präferenzen der Gesellschaft und des Individuums, 
insbesondere durch die Entwicklung von Qualitätsstandards, die international bewährten 
praktischen Lösungen entsprechen, und durch Stärkung der Verantwortlichkeit der 
Angehörigen der Gesundheitsberufe sowie der Patienten und der Pflegeempfänger; 

– l) der Erschwinglichkeit und Nachhaltigkeit einer angemessenen und hochwertigen 
Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege durch die Förderung eines rationellen 
Einsatzes der Ressourcen, insbesondere durch geeignete Anreize für Nutzer und Anbieter, 
eine gute Verwaltung und die Koordinierung der Pflegesysteme und der öffentlichen und 
privaten Pflegeeinrichtungen. Langfristige Nachhaltigkeit und Qualität setzen voraus, dass 
eine gesunde und aktive Lebensweise gefördert wird und dass der Pflegebereich eine gute 
Personalausstattung erhält. 
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ANHANG 2 

ÜBERGREIFENDE INDIKATOREN FÜR DAS MONITORING DER OKM 
SOZIALES 

 

1a - Armutsgefährdungsquote (Insgesamt, Kinder und ältere Menschen) + Schwellenwert zur 
Veranschaulichung – EU 
Anteil der Personen mit einem Einkommen von weniger als 60 % des nationalen 
Medianeinkommens8. 

1b - Relativer Medianwert der Armutsgefährdungsspanne – EU 
Differenz zwischen dem medianen Einkommen von Personen unterhalb der 
Armutsgefährdungsschwelle und der Schwelle selbst, ausgedrückt in Prozent der 
Armutsgefährdungsschwelle. 

1c - Quote der dauerhaften Armutsgefährdung (erst ab 2010 verfügbar) – EU 
Personen, die im laufenden Jahr von Armut gefährdet sind und während der letzten drei Jahre 
mindestens zwei Jahre lang armutsgefährdet waren.  

2 - Ungleichheit der Einkommensverteilung (S80/S20) – EU 
Verhältnis des Gesamteinkommens der 20 % einkommensstärksten Personen eines Landes zum 
Gesamteinkommen der 20 % einkommensschwächsten Personen.  

3 - Lebenserwartung bei guter Gesundheit – NAT 
Anzahl der Jahre, die eine Person ab ihrer Geburt, mit 45 und mit 65 Jahren voraussichtlich bei guter 
Gesundheit leben wird (ohne Einschränkungen bei alltäglichen Verrichtungen). Dies ist im 
Zusammenhang mit der Lebenserwartung zu beurteilen.  

4 - Schulabbrecher – EU 
Anteil der Personen zwischen 18 und 24 Jahren, die nur über einen Abschluss der Sekundarstufe I 
verfügen und in den vier Wochen vor der Erhebung nicht an Bildungs- oder Ausbildungsmaßnahmen 
teilgenommen haben. 

5 - In Arbeitslosenhaushalten lebende Personen – EU 
Anteil der Erwachsenen (18 bis 59 Jahre, ohne Studenten) und Kinder, die in Haushalten leben, in 
denen niemand erwerbstätig ist. 

6 - Erwartete öffentliche Sozialausgaben insgesamt – NAT 
Alterungsbedingte Projektion der öffentlichen Ausgaben insgesamt (für Renten, 
Gesundheitsversorgung, Langzeitpflege, Bildung und Leistungen bei Arbeitslosigkeit), derzeitiger 
Stand und erwartete Änderung des Anteils am BIP. 

7a - Relatives Medianeinkommen älterer Menschen – EU 
Verhältnis des Medianeinkommens von Personen im Alter 65+ zum Medianeinkommen von Personen 
im Alter 0-64). 

                                                 
8 Sofern nichts anderes bestimmt ist, beziehen sich die Armutsindikatoren in dieser Liste auf das 

verfügbare Äquivalenzhaushaltseinkommen, das definiert wird als das verfügbare 
Gesamthaushaltseinkommen (nach Transferleistungen und Steuern), angepasst, um der Größe und 
Zusammensetzung des Haushalts Rechnung zu tragen. Siehe die vollständige Liste der Indikatoren auf 
der Website: http://ec.europa.eu/employment_social/spsi/common_indicators_de.htm  
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7b - Aggregatsersatzverhältnis – EU 
Verhältnis der medianen persönlichen Altersversorgung von Personen im Alter 65 - 74 zum medianen 
persönlichen Einkommen von Personen im Alter 50 - 59, ohne sonstige Sozialleistungen.  

8 - Unerfüllter Bedarf an ärztlicher Versorgung nach eigener Aussage – NAT + 
Inanspruchnahme der Gesundheitsversorgung – NAT 
Insgesamt nach eigener Aussage nicht erfüllter Bedarf an ärztlicher Versorgung wegen „finanziellen 
Barrieren“ oder „Wartezeiten“ oder „zu weiter Anreise“, aufgeschlüsselt nach 
Einkommensverteilungsquintilen. Zu analysieren im Zusammenhang mit der Zahl der Besuche bei 
einem Allgemeinmediziner oder Facharzt in den letzten 12 Monaten. 

9 - Armutsgefährdungsquote bei zeitlicher Verankerung der Armutsgefährdungsschwelle – EU 
Anteil der Personen mit einem Einkommen unter der im Einkommensjahr 2004 berechneten 
Armutsgefährdungsschwelle, inflationsbereinigt. 

10 - Erwerbsquote älterer Arbeitnehmer - EU 
Anteil der Erwerbstätigen in den Altersgruppen 55 - 59 und 60 - 64 an der Gesamtbevölkerung 
derselben Altersgruppe. 

11 - Armutsgefährdung im Niedriglohnbereich – EU 
Personen, die als erwerbstätig eingestuft und von Armut bedroht sind. 

12 - Erwerbsquote – EU 
Anteil der Erwerbstätigen und Erwerbslosen an der Gesamtzahl der Personen im erwerbsfähigen Alter 
15 - 64. 

13 - Regionale Unterschiede – Schwankungskoeffizient der Erwerbsquoten – NAT 
Standardabweichung der regionalen Erwerbsquoten, geteilt durch den gewichteten nationalen 
Durchschnitt.  

14 - Gesamtausgaben für die Gesundheit pro Kopf – NAT 
Gesamtausgaben für die Gesundheit pro Kopf in Kaufkraftparitäten. 
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